
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe
Freundinnen und Freunde aus dem

Wahlkreis Gifhorn-Peine, 

am vergangenen Sonntag gab es Grund zur
Freude. Aus der Europawahl sind wir als
klarer Sieger herausgegangen. Herzlichen
Glückwunsch an unsere Europaabgeordnete
Lena Düpont! Danke für deinen Einsatz und
den fantastischen Wahlkampf! 

Sorge bereitet mir jedoch das Ergebnis der
AfD. Dass sich so viele Bürgerinnen und
Bürger trotz der Skandale rund um deren
Spitzenkandidaten dazu entschieden haben,
das Kreuz bei der AfD zu machen, schockiert
mich. Bedenklich ist auch ganz besonders,
dass viele junge Wähler dieser Partei auf
den Leim gegangen sind.

Die Ampel hat eine derbe Niederlage
erlitten.  Dieses Ergebnis muss der
Bundesregierung zu denken geben. Die
Wählerinnen und Wähler wollen einen
Politikwechsel in Deutschland. 

Für diesen Politikwechsel stehen wir bereit. 

Dass dieser dringend notwendig ist, zeigt
die Ampel jeden Tag!  

Ich wünsche viel Spaß beim Lesen
und freue mich auf Ihre

Reaktionen! 
 

Herzliche Grüße, Ihre und Eure

Ingrid Pahlmann 
MdB

Neues von Ihrer Abgeordneten

Juni 2024 

Infos zu meiner Arbeit in Berlin sowie
spannende Themen und Anträge finden

Sie in meinem Newsletter. Bitte beachten
Sie auch die Veranstaltungshinweise!



Unseren Entwurf für ein Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes über die unternehmerischen
Sorgfaltspflichten zur Vermeidung von Menschenrechtsverletzungen in Lieferketten hat die Ampel
leider abgelehnt.  

Bundesminister Robert Habeck hat sich in der vergangenen Woche dafür ausgesprochen, das
deutsche Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (Lieferkettengesetz) für zwei Jahre auszusetzen. Mit
unserem Gesetzesentwurf haben wir ihm die Gelegenheit gegeben, seinem eigenen Vorschlag
auch mit entsprechendem Stimmverhalten Ausdruck zu verleihen. 

Das deutsche Lieferkettengesetz vom 16. Juli 2021 verpflichtet seit dem 1. Januar 2023
Unternehmen ab einer bestimmten Größe, Sorgfaltspflichten in Bezug auf menschenrechtliche oder
umweltbezogene Risiken in ihren Lieferketten zu beachten. Jetzt hat die EU eine EU-weite
Lieferkettenrichtlinie beschlossen. Diese ist innerhalb von zwei Jahren in deutsches Recht
umzusetzen. Sie geht in verschiedenen Bereichen über das Lieferkettengesetz hinaus (u.a.
erweiterte Sorgfaltspflichten, zivilrechtliche Haftung, andere Unternehmensgrößen). 

Es hat keinen Sinn, an den Verpflichtungen aus dem deutschen Lieferkettengesetz festzuhalten,
während sich die Unternehmen bereits auf die neuen Verpflichtungen aus der Europäischen
Lieferkettenrichtlinie vorbereiten. Diese vermeidbare Mehrbelastung hätte einen nicht
gerechtfertigten Wettbewerbsnachteil deutscher Unternehmen auf dem internationalen Markt zur
Folge. Bundesminister Habeck hat erfreulicherweise unsere Forderung aufgegriffen, das deutsche
Lieferkettengesetz auszusetzen. Das wäre ein einfacher und dringend erforderlicher Beitrag zum
Abbau von Bürokratie und ließe sich mit unserem Gesetzesentwurf schnell umsetzen. Die
Doppelbelastung deutscher Unternehmen muss vermieden werden. Es braucht jetzt sofort ein
Belastungsmoratorium, damit die deutsche Wirtschaft aus der Krise findet.

Unseren Antrag finden Sie hier!

Deutsches
Lieferkettengesetz

aufheben!

https://dserver.bundestag.de/btd/20/117/2011752.pdf


Die Wählerinnen und Wähler haben der Ampel am vergangenen Sonntag eindeutig zu verstehen
gegeben, dass sie einen grundlegenden Politikwechsel in Deutschland wollen. Ein Erkenntnis
daraus muss die Abschaffung des sogenannten Bürgergelds sein. Viele Menschen haben den
Eindruck, dass sich Arbeit nicht mehr für alle lohnt und die Fleißigen bestraft werden. Das
Bürgergeld hat nicht dazu beigetragen, die Zahl der Arbeitslosen zu senken. Im Gegenteil: Die Zahl
der Bürgergeldempfänger steigt steil an und hat einen neuen Höchststand erreicht. 

Diese neuen Zahlen geben uns Anlass, das Bürgergeld zum Gegenstand einer „Aktuellen Stunde“
in dieser Sitzungswoche zu machen. Dem gescheiterten Bürgergeld stellen wir unser Konzept der
„Neuen Grundsicherung“ gegenüber. Wir sind der Überzeugung: Gute Sozialpolitik macht eine
Gesellschaft stark und widerstandsfähig. Sie hilft dabei, dass jeder sich mit seinen Talenten und
Fähigkeiten bestmöglich einbringen kann. 

Schlecht gemachte Sozialpolitik bewirkt genau das Gegenteil: Sie alimentiert und lähmt damit die
Eigenständigkeit der Menschen. Sie frustriert die Fleißigen und schwächt damit die Bereitschaft zur
Solidarität. Mit der Einführung des Bürgergelds wurden Anreize gegen eine Arbeitsaufnahme
gesetzt. Wir fordern daher eine Abschaffung des Bürgergelds und die Einführung einer „Neuen
Grundsicherung“, um die Anreize zu erhöhen, Arbeit aufzunehmen.

Lehre aus Europawahl ziehen: Neue
Grundsicherung statt Bürgergeld



Betroffenheit reicht
nicht – 

Klare Konsequenzen aus
dem Terror von

Mannheim ziehen

Der grausame, mutmaßlich islamistisch motivierte Terroranschlag in Mannheim und der Mord
an einem jungen Polizisten schockieren Deutschland und wirken nach. Die heimtückische Tat
fällt in eine Zeit, in der die Sicherheitslage im Inneren wie im Äußeren ohnehin bereits
angespannt ist. 

Es braucht jetzt schnelles Handeln der Bundesregierung und sichtbare, wirksame Ergebnisse.
Die Zeit des bloßen „Warnens“ und „Verurteilens“ ist vorbei. Mit unserem Antrag – den wir in
dieser Woche erstmalig beraten haben – legen wir dar, was jetzt getan werden muss. Unsere
wichtigsten und vordringlichsten Forderungen sind: Die Bundesregierung muss den
Bundesländern jede mögliche Unterstützung zukommen lassen, damit abgelehnte Asylbewerber
konsequent in ihre Herkunftsländer zurückgeführt werden. Das muss gerade auch für
Gefährder und Straftäter aus Afghanistan, Syrien, Eritrea, Somalia und Libyen gelten. Auch
müssen wir neue Antworten darauf finden, wie mit schweren Straftätern und Gefährdern
umzugehen ist, die ausreisepflichtig sind und freiwillig in ihre Herkunftsländer zurückkehren
könnten, aber deren Abschiebung aufgrund mangelnder Kooperation der Heimatländer nicht
möglich ist. 

Darüber hinaus fordern wir, die Grenzkontrollen an den deutschen Binnengrenzen aufrecht zu
erhalten. Die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts, dass eine Einbürgerung bereits nach drei
Jahren ermöglich soll, ist noch vor dem Inkrafttreten am 27. Juni 2024 rückgängig zu machen.

Unseren Antrag dazu finden Sie hier! 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/117/2011758.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/117/2011758.pdf


Das BAföG auf die
Höhe der Zeit bringen

Ziel des BAföG ist es, eine individuelle Ausbildungsförderung zu leisten. Deshalb wollen wir
sicherstellen, dass die Regelsätze auch zum Leben ausreichen und fortlaufend angepasst werden.
Mit unserem Antrag fordern wir, die BAföG-Regelsätze vor dem Hintergrund steigender
Lebenshaltungskosten bedarfsgerecht auszugestalten und regelmäßig durch eine unabhängige
Kommission überprüfen zu lassen. Diese Kommission soll alle zwei Jahre dem Bundestag
Empfehlungen unterbreiten, mit denen sich der Bundestag sodann befassen soll. Des Weiteren
sollen die Bewilligungszeiten verlängert und der Aufwand für Folgeanträge durch
Selbsterklärungen mit Stichprobenprüfungen reduziert werden. 

Wir fordern eine Vereinfachung und Beschleunigung der BAföG-Antragstellung sowie die
vollständige Digitalisierung des BAföG-Antragsbearbeitungsverfahrens in Zusammenarbeit mit den
Ländern. Zudem soll der Gesetzesvollzug für das Auslands-BAföG im Bundesverwaltungsamt
verankert und die Öffnung für Teilzeitstudenten geprüft werden. Mit unserem Antrag, den wir in
dieser Woche abschließend beraten haben, machen wir konkrete Vorschläge für Maßnahmen zur
Verbesserung der finanziellen Lage der Studentinnen und Studenten und zur Vereinfachung der
Verwaltungsverfahren in Sachen BAföG. 

Dabei gilt, dass das BAföG auch weiterhin als unterstützende Sozialleistung von der individuellen
Bedürftigkeit abhängt. Parallel dazu beraten wir den Entwurf der Bundesregierung für ein
Neunundzwanzigstes Gesetz zur Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes
abschließend in zweiter und dritter Lesung. Dieser Gesetzentwurf der Regierungskoalition bleibt
inhaltlich weit hinter dem Versprechen aus dem Koalitionsvertrag zurück, das BAföG grundlegend
durch eine versprochene große Strukturreform zu reformieren. Die letzte Erhöhung der
Bedarfssätze inklusive des Wohnkostenzuschusses fand vor zwei Jahren statt. Seitdem haben
auch BAföG-Empfänger unter der hohen Inflation der letzten Jahre gelitten. Der vorliegende
Gesetzentwurf gibt keine Antwort auf die gestiegenen Lebenshaltungskosten, obwohl die hiervon
Betroffenen und auch Angehörige der regierungstragenden Parteien SPD und Grüne dies in den
vergangenen Wochen mehrfach deutlich gefordert hatten. Ebenso gibt der Gesetzentwurf keinen
neuen Schwung für die dringend erforderliche vollständige Digitalisierung des BAföG-
Antragsverfahrens.

Unseren Antrag dazu finden Sie hier! 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/103/2010387.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/113/2011375.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/103/2010387.pdf


Schnupperpraktikum von Amelie Rösler Parlamentarisches Frühstück vom DRK mit der
Präsidentin Gerda Hasselfeldt

Besuch der Landfrauen Gifhorn / Foto: DBT/ Inga Haar
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Impressum & Kontakt

Wahlkreisbüro Gifhorn
Steinweg 5 

38518 Gifhorn
ingrid.pahlmann.ma01@bundestag.de

Ingrid Pahlmann, MdB
Platz der Republik 1

11011 Berlin
Tel: 030 227 72341

ingrid.pahlmann@bundestag.de

Wahlkreisbüro Peine
Freiligrathstraße 4

31224 Peine
ingrid.pahlmann.ma01@bundestag.de

Veranstaltungshinweise:
Am Samstag, 15.06.2024 ab 12.00 Uhr finden Sie mich beim Tag der offenen Tür
und der Eröffnung des DRK-Forums in Gifhorn,  und von Donnerstag, 20.06.2024 bis
Sonntag, 23.06.2024 finden Sie mich auf dem Schützenfest in Gifhorn.  

Weiterhin möchte ich schon mal
auf meine Bürgersprechstunde

hinweisen:  
Am Dienstag, den 18.06.2024 von 16.00 -
17.00 Uhr in Gifhorn und am Mittwoch, den
19.06.2024 von 16.00 - 17.00 Uhr in Peine

findet meine Bürgersprechstunde statt. 

Während der Bürgersprechstunde besteht die
Möglichkeit, Probleme, Vorschläge und

Sachverhalte in vertrauensvollem Rahmen
mitzuteilen.

Wenden Sie sich bitte für die Terminabsprache per
E-Mail unter ingrid.pahlmann.ma01@bundestag.de

an mein Büro.
facebook

instagram

Ich wünsche uns allen eine erfolgreiche und friedliche
Europameisterschaft 2024!
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